Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 20. März 1995 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Polen 

über die Seeschiffahrt 


A. Zielsetzung 

Die Republik Polen ist für die Bundesrepublik Deutschland ein wichti- 
ger Handelspartner. Das Schiffahrtsabkommen ist eine gute Basis, die 
traditionell guten Seeverkehrsbeziehungen zu Polen zu vertiefen und 
auszuweiten und die wirtschaftlichen Kontakte deutscher Schiffahrts- 
unternehmen, der Schiffahrtsklassifikationsgesellschaft und Hafen- 
consultingfirmen auszubauen und zu konkretisieren. 

B. Lösung 

Mit dem am 20. März 1995 Unterzeichneten Abkommen werden die für 
den Seeverkehr zwischen beiden Ländern notwendigen ordnungspoli- 
tischen und technischen Regelungen auf der Grundlage der Dienstlei- 
stungsfreiheit und der Inländergleichbehandlung geschaffen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Das Vorhaben wirkt sich weder auf 
die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, insbesondere nicht auf das 
Verbraucherpreisniveau aus; zusätzliche Anforderungen werden nicht 
gestellt. 

Das Abkommen regelt neben Fragen technischer Art dey; Abwicklung 
und der Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit, nur die Art und Weise der Verwendung von Einnah- 
men durch Seeschiffahrtsunternehmen in konvertierbarer Währung 
aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt - nicht aber deren Höhe. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 13/96 (NA 6) Bonn, den 1 1. März 1996 




An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. März 1995 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen 
über die Seeschiffahrt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 694. Sitzung am 1. März 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 20. März 1995 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 
über die Seeschiffahrt 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Warschau am 20. März 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Polen über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung In Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 18 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 3 des 
Abkommens auch das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt 
wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 1 8 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf 
das Preisniveau, insbesorKlere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus; zu- 
sätzliche Anforderungen werden nicht gestellt. 

Das Abkommen regelt neben Fragen technischer Art der Abwicklung und der 
Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, nur 
die Art und Weise der Verwendung von Einnahmen durch Seeschiffahrtsunter- 
nehmen in konvertierbarer Währung aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt - 
nicht aber deren Höhe. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 
über die Seeschiffahrt 

Umowa 

mi§dzy Rzfidem Republiki Federalnej Niemiec 
a Rz^dem Rzeczypospolitej Polskiej 
0 zegludze morskiej 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Polen - 

unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Vertrags vom 
17. Juni 1991 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit, 

^ unter Berücksichtigung der Bestimmungen der multilateralen 
Übereinkünfte, die für die Bundesrepublik Deutschland und die 
Republik Polen verbindlich sind, 

mit dem Wunsch, weiter zur Entwicklung der internationalen 
Schiffahrt auf der Grundlage der Prinzipien der Freiheit der See- 
handelsschiffahrt und der Nichtdiskriminierung beizutragen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 
Definitionen 

Im Sinne dieses Abkommens bezeichnen die folgenden Begriffe 

1 . „zuständige Behörden einer Vertragspartei“ 

- in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe- 
rium für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

- in der Republik Polen den Minister für Transport und 
Seewirtschaft und die ihm nachgeordneten Behörden; 

2. „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Seeschiff, das nach den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei in deren Schiffsregi- 
ster eingetragen ist und ihre Flagge führt; dieser Begriff um- 
faßt nicht Kriegsschiffe und Fischereifahrzeuge; 

3. „Seeschiffahrtsuntemehmen einer Vertragspartei“ eine natürli- 
che oder juristische Person, die im eigenen Namen Schiffahrt 
mit dem eigenen oder fremden Schiff betreibt und ihren Sitz im 
Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei hat; 

4. „Besatzungsmitglied“ den Kapitän und jede andere Person, 
die auf dem Schiff beschäftigt ist und deren Name in der 
Musterrolle des Schiffes aufgeführt ist; 

5. „Hafen der Vertragspartei“ jeden Seehafen, einschließlich der 
Reeden, der als offen für die internationale Schiffahrt von der 
Vertragspartei anerkannt ist. in deren Hoheitsgebiet er sich 
befindet. 


Rz^d Republiki Federalnej Niemiec 


Rz^d Rzeczypospolitej Polskiej, 

uwzgl^dniaj^c postanowienia Traktatu mi^dzy Republik^ Fede- 
raln^ Niemiec a Rzecz^pospolit^ Polsk^ o dobrym s^siedztwie i 
przyjaznej wspölpracy z dnia 17 czerwca 1991 roku. 


uwzgl^dniaj^c postanowienia umöw wielostronnych, ktöre 
wigiz^ Republik^ Federaln? Niemiec I Rzeczpospolit^ Polskgi, 


pragn^c w dalszym ci^gu przyczyniaö si^ do rozwoju zeglugi 
ml^dzynarodowej w oparciu o zasady wolnosci morskiej zeglugi 
handlowej i niedyskryminacji, 

uzgodnity, co nast^puje: 

Artykuf 1 
Deflnicje 

W rozumieniu niniejszej Umowy nast^puj^ce okreslenia ozna- 
czaj^; 

1 . „Wlasciwe wtadze Umawiaj^cej si^ Strony“ - 

w Republice Federalnej Niemiec, Federalne Ministerstwo Ko- 
munikacji i podporz^dkowane mu organy, 

w Rzeczypospolitej Polskiej, Ministra Transportu i Gospodarki 
Morskiej i podporz^dkowane mu organy; 

2. „Statek Umawiaj^cej si§ Strony“ - kaidy morski statek, ktöry 
zgodnie z przepisami prawa tej Umawiaj^cej si^ Strony jest 
zarejestrowany w jej rejestrze statköw i podnosi jej bander^. 
Okreslenie to nie obejmuje okr^töw wojer)nych i statköw ry- 
backich; 

3. „Przedsi^biorstwo zeglugi morskiej Umawiaj^cej si^ Strony“ - 
osobf fizyczn? lub prawn^ ktöra we wlasnym imieniu uprawia 
zeglugi statkiem wlasnym lub cudzym i ma swoj^ siedzib^ na 
terytorium tej ümawiaj^cej si^ Strony; 

4. „Czlonek zatogi“ - kapitana i kazd^ inn^ osob^, ktöra jest 
zatrudniona na statku i wpisana na list^ zatogi; 

5. „Port Umawiaigicej sl^ Strony“ - kazdy port morski, wf^czaj^ 
redy, uznany za otwarty dia zeglugi ml^dzynarodowej przez t^ 
Umawiaj^c^i si^ Strony, na terytorium ktörej si^ znajduje. 
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Artikel 2 

Freiheit des Seeverkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein: 

a) die Entwicklung des Seeverkehrs zwischen ihren Landern zu 
fördern und 

b) sich jeglicher Maßnahmen zu enthalten, die dem ungehinder- 
ten internationalen Seeverkehr und der uneingeschränkten 
Beteiligung der Seeschiffahrtsuntemehmen der beiden Ver- 
tragsparteien an der Beförderung der im Rahmen ihres Au- 
ßenhandels ausgetauschten Güter sowie am Seeverkehr zwi- 
schen ihrem jeweiligen Land und Drittstaaten abträglich sein 
könnten. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, die Häfen 
jeder Vertragspartei anzulaufen, und Personen und Güter zwi- 
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittstaaten zu befördern. 

(3) Seeschiffahrtsunternehmen aus Drittstaaten sowie Schiffe 
unter der Flagge eines Drittstaats können sich ohne Einschrän- 
kung an der Beförderung der im Rahmen des Außenhandels der 
Vertragsparteien ausgetauschten Güter beteiligen. 

(4) Die von Seeschiffahrtsunternehmen der Vertragsparteien 
eingesetzten Schiffe unter Drittflaggen haben dieselben Rechte 
und Pflichten, wie wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führ- 
ten, soweit diese Schiffahrtsuntemehmen den tatsächlichen wirt- 
schaftlichen Nutzen aus dem Einsatz dieser Schiffe ziehen. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens berühren nicht die 
Rechte und Verpflichtungen der Vertragsparteien, die sich aus für 
sie verbindlichen internationalen Übereinkünften oder aus ihrer 
Mitgliedschaft in internationalen Organisationen, für die Bundes- 
republik Deutschland insbesondere aus ihrer Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union, ergeben, 

(2) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, die einschlägi- 
gen internationalen Übereinkünfte über die Sicherheit In der See- 
schiffahrt, über die sozialen Bedingungen der Seeleute und über 
den Schutz der Meeresumwelt zu ratifizieren. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung und freier Wettbewerb 

Die Vertragsparteien werden in der internationalen Seeschiff- 
fahrt die Grundsätze der Nichtdiskriminierung und des freien 
Wettbewerbs beachten und stellen hiermit das Recht der freien 
Wahl eines Seeschiffahrtsuntemehmens sicher. 

Artikel 5 
Behandlung 

in den Häfen und Hoheitsgewässern 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit in ihren Häfen, Hoheitsgewässem und anderen, ihren 
Hoheitsbefugnissen unterstehenden Gewässern den Schiffen der 
anderen Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen, 
im internationalen Verkehr eingesetzten Schiffen. Dies gilt insbe- 
sondere hinsichtlich des Zugangs zu den Häfen, der Erhebung 
von Gebühren und Hafenabgaben, der Behandlung während des 
Aufenthalts in den Häfen und beim Verlassen der Häfen, bei der 
Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und Fahrgastverkehr 
sowie beim Zugang zu allen Dienstleistungen und anderen Ein- 
richtungen. 

(2) Der in Absatz 1 ennrähnte Grundsatz der Gegenseitigkeit 
erstreckt sich auch auf das Recht der Seeschiffahrtsuntemehmen 
beider Vertragsparteien, Vertretungen im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei in Übereinstimmung mit den Im Hoheitsgebiet 
dieser Vertragspartei geltenden Rechtsvorschriften einzurichten. 


Artykuf 2 

Swoboda transportu morskiego 

1 . Umawiaj^ce si^ Strony s^i zgodne, aby: 

a) przyczyniac si^ do rozwoju transportu morskiego mi^dzy ich 
krajami oraz 

b) powstrzymywaö si$ od wszelkich dzialan, ktöre mogtyby 
ujemnie wplywaö na swobodny, mi^dzynarodowy transport 
morski, jak röwniez na nieograniczony udziaf przedsi^biorstw 
zeglugi morskiej obydwu Umawiaj^cych si^ Stron w przewozie 
towaröw, wymienianych w ramach ich handiu zagranicznego, 
a takze na transport morski mi^zy kazdym z ich krajöw a 
pahstwami trzecimi. 

2. Statki kazdej z Umawiaj§cych si^ Stron maj$ prawo do 
zawijania do portöw kazdej z Umawlaj^cych si^ Stron i do prze- 
wozu osöb i towaröw mi^dzy Umawiaj^cymi si§ StronamI, jak 
röwniez mi^dzy ka^d^ z nich a krajami trzecimi. 

3. Predsi^biorstwa Zeglugi morskiej pahstw trzecich, jak 
röwniez statki pod bander§ pahstwa trzeciego, mog^ bez ograni- 
czeh uczestniczyö w przewozie towaröw wymienianych w ramach 
handiu zagranicznego Umawiaj^cych si^ Stron. 

4. Statki pod obcymi banderami, eksploatowane przez przed- 
si^biorstwa Zeglugi morskiej Umawiaj^cych sif Stron, podlegaj^ 
takim samym prawom i obowl^kom jakby podnosMy bander§ 
jednej z Umawiaj^cych si^ Stron, o ile te przedsi^biorstwa osi^ga- 
j$ rzeczywiste korzyöci gospodarcze z ekspbatacji tych statköw. 

Artykuf 3 

Zobowlfzanla ml^zynarodowe 

1 . Postanowienia niniejszej Umowy nie naruszaj§ praw i zobo- 
wi^ah Umawiaj^cych si^ Stron, wynikaj^cych z wi$i§cych je 
umöw mi^dzynarodowych lub z ich czfonkostwa w organizacjach 
mi^zynarodowych, w przypadku Republik! Federalnej Niemiec 
zwfaszcza z jej czfonkostwa w Unii Europejskiej. 

2. Umawiaj^ce si^ Strony dofoz^ starart, aby ratyfikowac od- 
nosne umowy ml^dzynarodowe o bezpieczertstwie w zegludze 
morskiej, o socjainych warunkach marynarzy i o ochronie srodowi- 
ska morskiego. 

Artykuf 4 

Niedyskryminacja I wolna konkurencja 

Umawiaj^ce si^ Strony b^^ przestrzegaö w morskiej zegludze 
mi^dzynarodowej, zasad niedyskryminacji i wolnej konkurencji i 
niniejszym zapewniaö prawo do swobodnego wyboru przed- 
si^biorstwa zeglugi morskiej. 

Artykuf 5 
Traktowanie 

w portach I na obszarach wöd terytoriainych 

1 . Kazda z Umawiaj^cych si? Stron przyznaje statkom drugiej 
Umawiaj§ceJ si^ Strony, na zasadzie wzajemnoäci, w swoich 
portach, na wodach terytoriainych I innych wodach podlegaj^cych 
jej suwerennym prawom takle samo traktowanie, jak jej wfasnym 
statkom uiywanym w transporcie mi^zynarodowym. Dotyczy to 
zwfaszcza dost^pu do portöw, poboru opfat i p^atköw porto- 
wych, traktowanie podczas pob^u w portach i wyjöcia z portöw. 
przy korzystaniu z urz^dzert portowych do transportu towaröw I 
pasazeröw, jak röwniez dost^pu do wszystkich usfug i innych 
urz?idzert. 

2. Wymieniona w ust^pie I zasada wzajemnosci obejmuje 
röwniez prawo przedsifbiorstw ieglugi morskiej obydwu Uma- 
wlaj^cych si^ Stron do tworzenia przedstawicielstw na terytorium 
drugiej Umawiaj^cej si$ Strony, zgodnie z przepisami prawa obo- 
wi^uj^cyml na terytorium tej Umawiaj^cej si§ Strony, 
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Artikel 6 
Freier Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsunternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet 
erzielte Einnahmen aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt für 
Zahlungen im Zusammenhang mit der Seeschiffahrt zu verwen- 
den beziehungsweise stellt den freien Transfer von konvertierba- 
rer Währung ins Ausland sicher. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich 
dieses Abkommens ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif- 
ten der Vertragsparteien über 

a) die Vorrechte der eigenen Flagge für die nationale Küsten- 
schiffahrt sowie die Bergüngs-, Bugsier- und Lotsdienste, die 
den Seeschiff ah rts- oder sonstigen Unternehmen sowie 
Staatsangehörigen dieser Vertragspartei Vorbehalten sind; es 
betrifft jedoch nicht die Küstenschiffahrt, wenn ein Schiff einer 
Vertragspartei zwischen Häfen der anderen Vertragspartei 
fährt, um aus einem Drittstaat beförderte Güter zu löschen 
beziehungsweise Fahrgäste auszuschiffen oder um Güter be- 
ziehungsweise Fahrgäste zur Beförderung in einen Drittstaat 
an Bord zu nehmen; 

b) Schiffe, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahmehmen; 

c) Meeresforschung. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1) Die Schiffe einer Vertragspartei sowie ihre Besatzungen, 
Fahrgäste und Ladungen, die sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei befinden, unterliegen den einschlägigen Rechts- 
vorschriften des Aufenthaltstaats, insbesondere über die Sicher- 
heit des Seeverkehrs, die Einreise, den Aufenthalt und die Ausrei- 
se der Besatzungen und Fahrgäste sowie die Einfuhr, die Ausfuhr 
und die Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften über 
Landgang, Einwanderung, Zoll, Steuern und Quarantäne. 

(2) Die Schiffe einer Vertragspartei, die sich im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei aufhalten, unterliegen den Vorschrif- 
ten über die Ausrüstung, Einrichtungen, Schiffssicherheitsmittel, 
Vermessung und Seetüchtigkeit, die auf der Grundlage der ein- 
schlägigen internationalen Übereinkünfte in dem Staat, unter de- 
ren Flagge sie fahren, gelten. 

Artikel 9 

Maßnahmen zur Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Rechtsvor- 
schriften alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförderung auf 
dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, unnötige Verlängerun- 
gen der Liegezeiten zu vermeiden und die Zoll- und sonstigen in 
den Häfen zu beachtenden Formalitäten nach Möglichkeit zu 
beschleunigen und zu vereinfachen sowie den Gebrauch vorhan- 
dener Entsorgungseinrichtungen zu erleichtern. 

Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von Schiffspapieren 

(1) Die von den zuständigen Behörden einer Vertragspartei 
entsprechend den internationalen Übereinkünften ausgestellten 
oder anerkannten und an Bord eines Schiffes mitgeführten 
Schiffspapiere, einschließlich die Besatzung betreffende Doku- 
mente, werden auch durch die zuständigen Behörden der ande- 
ren Vertragspartei anerkannt. 

(2) Schiffe, die einen nach den geltenden internationalen Vor- 
schriften von den Behörden einer Vertragspartei ausgestellten 
oder anerkannten Schiffsmeßbrief vorweisen, sind von einer 


Artykuf 6 

Swobodny transfer 

Kazda z Umawiaj?icych si^ Stron przyznaje przedsi^lorstwom 
zeglugi morskie] drugiej Umawia]?icej si^ Strony prawo wykorzy- 
stanla przychodöw za usfugi w 2egludze morskie] na je] ter^orium 
na pfatnosci w zwi^zku z ieglug? morsk? lub zapewni swobodny 
transfer walut wymieniainych za granic^. 

Artykuf 7 

Dziedziny wyf^czone 
z zakresu niniejszej Umowy 

Niniejsza Umowa nie narusza obowi^zuj^cych przepisöw pra- 
wnych Umawiaj^cych si^ Stron dotycz^cych: 

a) przywiiejöw wlasnej bandery do krajowe] zeglugi przybrze^- 
ne], uslug wydobywania. holowania i pilotowania zastrze2o- 
nych dia przedsi^biorstw zeglugi morskie] lub innych przed- 
si^biorstw oraz obywateli te] Umawiaj^ce] si^ Strony; nie doty- 
czy to jednak zeglugi przybrzeine], je^eli statek jedne] z Uma- 
wiaj^icych si^ Stron ptywa mifdzy portami drugiej Umawiaj^h 
ce] si^ Strony w celu wyladowania towaröw lub wyokr^towania 
pasa^eröw przewo2onych z kraju trzeciego albo w celu zabra- 
nia na poklad towaröw lub pasazeröw przewo^onych do kraju 
trzeciego, 

b) statköw, wykonuj^icych zadania sluzb publicznych, 

c) badah morza. 

Artykul 8 

Przestrzeganie przepisöw prawnych 
drugiej Umawiaj^ceJ si^ Strony na JeJ terytytorium 

1 . Statki jedne] Umawiaj^cej si^ Strony jak röwniez ich zaiogi, 
pasazerowie i ladunki znajduj^ce si^ na terytorium drugiej Uma- 
wiaj^icej sl^ Strony, podlegaj? odnoänym przepisom prawa 
panstwa pobytu, w szczegölnoäcl dotycz^cym bezpieczenstwa 
transportu morskiego, wjazdu, pobytu I wyjazdu zaiög I pasa- 
ieröw, jak röwniez przywozu, wywozu i skladowania towaröw, 
przepisom dotycz^cym zejscia na Igd, imigracji, cel, podatköw i 
kwarantanny. 

2. Statki jedne] Umawiaj^cej si^ Strony, znajduj^ce si^ na 
terytorium drugiej Umawiaj^cej si^ Strony, podlegaj? przepisom 
dotycz^cym wyposazenia, urzgdzen, ärodköw bezpieczenstwa 
statköw, pomiaru i zdolnoöci plywania, obowi^uj^cym na podsta- 
wie odnoönych umöw mi^dzynarodowych w pahstwie, ktörego 
bandery podnosz^. 

Artykuf 9 

Dziafania w celu ufatwienia transportu morskiego 

Umawiaj^ice si^ Strony podejm^ w ramach swoich przepisöw 
prawnych wszelkie niezb^ne dzialania w celu irfatwienia i po- 
pierania przewozöw drog? morsk^, unikania zb^nego przedluza- 
nia czasu postoju statköw w porcie, mozliwego przyspieszania i 
upraszczania formalnoäci ceinych i innych formalnoäci portowych, 
jak röwniei ulatwienia korzystania z istniej^cych urz^dzeö sluz^ 
cych oczyszczaniu. 

ArtykuflO 

Wzajemne uznawanie dokumentöw statköw 

1 . Dokumenty statku, l^icznie z dokumentami dotycz^cymi za- 
fogl, wydane lub uznane przez wlasciwe wladze jedne] z Uma- 
wiaj^cych si^ Stron, zgodne z umowami mifdzynarodowymi I 
znajduj^ce si^ na pokladzie statku, s^ uznawane takze przez 
wlaäciwe wladze drugiej Umawiaj^cej si^ Strony. 

2. Statki posiadaj^ce äwiadectwa pomiarowe, wystawione lub 
uznane przez wladze jednej z Umawiaj^icych si^ Stron. na podsta- 
wie obowi^uj^cych przepisöw mi^zynarodowych, s^ zwolnione 
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erneuten Vermessung in den Häfen der anderen Vertragspartei 
befreit. 

Artikel 11 

Amtliche Dokumente der Besatzungsmitglieder, 
die zum Grenzübertritt berechtigen 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten amtlichen 
Dokumente der Besatzungsmitglieder, die zum Grenzübertritt be- 
rechtigen, an und gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in 
Artikel 12 genannten Rechte. 

Die Dokumente sind 

- für die Bundesrepublik Deutschland der Reisepaß oder das 

Seefahrtbuch; 

“ für die Republik Polen der Reisepaß oder das Seefahrtbudh. 

<2) Die von einer Vertragspartei nach Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens eingeführten amtlichen Dokumente der Besatzungs- 
mitglieder. die zum Grenzübertritt berechtige, werden von der 
andere Vertragspartei durch Notifikatie anerkerrt, s«^m sie 
den internationalen Anforderunge für Seefahrtbücher gerrägen. 

(3) Für Besatzungsmitglieder aus Drittstaaten, die an Bord des 
Schiffes einer Vertragspartei beschäftigt sind, gelten als amtliche 
Dokumente, die zum Grenzübertritt berechtigen, die von den 
zuständigen Behörden der Drittstaaten ausgestellten entspre- 
chenden Dokumente, sofern sie den innerstaatlichen Vorschriften 
der jeweiligen Vertragspartei für die Anerkennung als Paß- oder 
Paßersatzpapier genügen. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich zur formlosen Rück- 
übemahme von Personen, die mit einem von ihnen ausgestellten 
Dokument im Sirvie des Absatzes 1 in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei eingereist sind und sich dort unter Verlet- 
zung der Bestimmungen des Artikels 8 oder 12 aufhalten. 

Artikel 12 

Einreise, Durchreise 

und Aufenthalt von Besatzungsmitgliedern 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgliedem 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 1 1 genannten Dokumente sind, während der Liegezeit 
des Schiffes in einem der Häfen der Vertragspartei ohne Visum 
(Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise) in Übereinstimmung 
mit den Im Aufenthaltsland und dem jeweiligen Hafen geltenden 
einschlägigen Rechtsvorschriften an Land zu gehen und sich im 
Gebiet der Hafenstadt aufzuhalten. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Arti- 
kel 11 genannten Dokumente ist, darf durch das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei In folgenden Fällen durchreisen; 

- zum Zweck seiner Heimreise; 

- um sich auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu begeben 

oder 

- aus einem anderen, von den zuständigen Behörden der an- 
deren Vertragspartei als triftig anerkannten Grund. 

(3) Ist nach den ausländerrechtlichen Bestimmungen des Auf- 
enthaltslands zusätzlich ein Visum (Aufenthaltsgenehmigung vor 
der Einreise) für die Durchreise im Sinne des Absatzes 2 erforder- 
lich. so ist dieses in möglichst kurzer Zelt zu erteilen. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
jedem Besatzungsmitglied, das in ihrem Hoheitsgebiet in ein 
Krankenhaus eingeliefert wird, den für die stationäre Behandlung 
erforderlichen Aufenthalt. 


z ponownego pomiaru w portach drugiej Umawiajäcej si^ Stro- 
ny. 

Artykul 11 

Dokumenty urz^owe czfonköw zafög 
uprawniaj^ce do przekraczanfa granicy partstwowej 

1 . Kaida z Umawiajäcych si^ Stron uznaje dokumenty urz^o- 
we cztonköw zafög uprawniaj^ce do przekraczania granicy 
par^stwowej, wydane przez wtaäciwe wtadze drugiej Umawiajäcej 
si? Strony i przyznaje posiadaczom tych dokumentöw prawa, o 
ktörych jest mowa w aiiykufe 12. 

DokumentamI tymi s^: 

- dia Republik! Federalnej Niemiec paszport lub ksi^eczka ze- 

glarska, 

- dIa Rzeczypospolitej Polskiej paszport lub ksi^zeczka zeglar- 

ska. 

2. Wprowadzone po wejsciu w zycie ninlejszej Umowy przez 
jedn^ z Umawiajäcych si^ Stron dokumenty urz^^we cztonköw 
zatög uprawniajäce do przekraczarwa granicy pai^stwowej uznane 
zostanä w drodze notyfikacji przez drug^ Umawiaj^c^ si^ Strony, 
o ile odpowiadajä one mi^zynarodowym wymogom cHa ksi^ze- 
czek zeglarskich. 

3. Dia cztonköw zatogi b^ä^ych obywatelami pahstw trzecich. 
ktörzy s^ zatrudnieni na statku jednej z Umawiajäcych si^ Stron, 
waznymi dokumentami upowazniajäcymi do przekraczania grani- 
cy paristwowej s$ odpowiednie dokumenty wystawione przez 
wtaäciwe wtadze pahstw trzecich, jezell zgodnie z przepisami 
obowi^zuj^cymi w kraju odpowiedniej Umawlaj^cej si^ Strony 
wystarczaj^ one dia uznania Ich jako paszport lub dokument 
zast^pujäcy paszport. 

4. Umawiajäce si^ Strony zobowi^zujä si^ do przyj^ia osöb 
bez zb^nych formalnosci, ktöre przyby4y na ter^orium drugiej 
ümawiaj^j si$ Strony na podstawie wystawionego przez nie 
dokumentu w mysi ust^pu 1 I przebywajä tarn, naruszaj^c posta- 
nowienia artykutöw 8 lub 1 2. 

Artykuri2 

WJazd, przejazd 
i pob^ czlonköw zaiög 

1 . Kazda z Umawiajäcych si^ Stron zezwala czfonkom zatogi 
statku drugiej Umawlaj^cej si^ Strony, ktörzy sä posiadaczami 
jednego z wymienlonych w artykute 1 1 dokumentöw, na zejöcie 
na l^d oraz przebywanie w obr^bie miasta portowego podczas 
postoju statku w jednym z portöw Umawiajäcej si^ Strony bez 
wizy (zezwolenia na pobyt uzyskanego przed wjazdem), zgodnie 
z obowiäzujäcymi w kraju pobytu oraz danym porcie odnoönymi 
przepisami prawa. 

2. Kazdy cztonek zafogi, b^^cy posiadaczem jednego z wy- 
mienionych w artykule 1 1 dokumentöw, moze przejechaö przez 
terytorium drugiej Umawiajäcej si^ Strony w nast^puj^cych przy- 
padkach: 

- powrotu do wtasnego kraju 

- udania si^ na swöj lub inny statek 

- w innym uzasadnionym celu uznanym przez wtasciwe organy 

drugiej Umawiajäcej si^ Strony. 

3. Jezeli wedfug przepisöw prawnych, dotycz^cych cudzo- 
ziemcöw, obowi^uj^cych w kraju pob^^u wymagana jest dodat- 
kowo wiza (zezwolenie na pobyt uzyskane przed wjazdem) na 
tranzyt w myäl ust^pu 2, nalezy tej wizy udzieliö w moziiwie 
najkrötszym czaste. 

4. Wlasciwe wladze Umawiajäcych si^ Stron zezwalajä kazde- 
mu czlonkowi zafogi, ktöry zostal odwieziony do szpitala na Ich 
terytorium. na pobyt wymagany leczeniem zamkni^tym. 
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(5) Die Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Perso- 
r>en, die unenwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
venweigem, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 1 1 genannten Dokumente sind. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 berühren nicht die Rechtsvorschriften 
der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den Aufenthalt und 
die Ausreise von Ausländem. 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1) Wenn ein Schiff einer Vertragspartei in den Koheitsgewäs- 
sem der anderen Vertragspartei einen Unfall erleidet oder in 
Seenot gerät, so gewähren die Behörden dieser anderen Ver- 
tragspartei der Besatzung und den Fahrgästen sowie dem Schiff 
und seiner Ladung zu jeder Zeit Hilfe und Betreuung im gleichen 
Umfang wie sie Schiffen eigener Flagge, Besatzungen, Fahrgä- 
sten und Ladung gewährt würde. Bei der Untersuchung der Ursa- 
chen von Seeunfällen wenden die Vertragsparteien die Prinzipien 
der IMO-Resolution A.637(16) an. 

(2) Die zuständigen Behörden einer Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet ein Schiff der arwieren Vertragspartei einen in Ab- 
satz 1 genannten Unfall erleideL unterrichten unverzüglich die 
nächste konsularische Vertretung der anderen Vertragspartei 
über diesen Vorfall. 

(3) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall 
erleidet oder in Seenot gerät, von der Erhebung von Einfuhrabga- 
ben einschließlich Verbrauchsteuem. denen Ladung, Ausrüstung, 
Materialien, Vorräte und andere Ausrüstungsteile unterliegen, ab, 
sofern diese Gegenstände im Hoheitsgebiet der betreffenden 
Vertragspartei weder gebraucht noch verbraucht oder in den 
Warenumlauf gebracht werden. 

(4) Die zuständige Zolldienststelle ist unverzüglich von der 
Havarie zu unterrichten. Die Voraussetzungen für eine einfuhrab- 
gabenfreie vorübergehende Lagerung der Waren sind abzuspre- 
chen. 

Artikel 14 

Technische Zusammenarbeit 

Die Vertragsparteien ermutigen die Seeschiffahrtsuntemehmen 
und andere Institutionen, die im Seeverkehr ihrer Länder tätig 
sind, alle nur möglichen Formen der Zusammenarbeit zu ent- 
wickeln, insbesondere in den Bereichen Schiffsklassifizierung, 
Seefahrtschulwesen, Hafenwirtschaft, Meeresumweltschutz und 
Seenotrettung. 

Artikel 15 
Konsultationen 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu ge- 
währleisten, kann ein Treffen aus Vertretern der zuständigen 
Behörden einer Vertragspartei und den von den Vertragsparteien 
benannten Sachverständigen einberufen werden. 

(2) Dieses Treffen findet falls nötig auf Antrag einer der Ver- 
tragsparteien statt. Der Antrag kann einen verbindlichen Zeitpunkt 
für die Zusammenkunft enthalten. Das Treffen findet jedoch spä- 
testens drei Monate nach Antragstellung statt. 

Artikel 16 
Streitschlichtung 

(1) Alle Streitigkeiten über die Auslegung und die Anwendung 
dieses Abkommens werden durch die zuständigen Behörden der 
Vertragsparteien besprochen und beigelegt. 

(2) Sollte es zu keiner Verständigung kommen, werden alle 
Streitigkeiten auf diplomatischem Wege beigelegt. 


5. Umawiaj^ce si^ Strony zastrzegaj^ sobie prawo wydawania 
zakazu wjazdu na ich ter^orium osöb niepoz^danych takze w 
tych przypadkach, jezell osoby te s^ posiadaczami jednego z 
dokumentöw wymienionych w artykule 11. 

6. Postanowienia ustgpöw 1-5 nie naruszajä przepisöw prawa 
Umawiaj^cych si^ Stron dotycz^cych wjazdu, pobytu i wyjazdu 
obcokrajowcöw. 

Artykul 13 
Wypadki morskie 

1 . Jezeli statek jednej Umawiaj^cej srg Strony ulegnie wypadko- 
WT lub znajdzie si^ w niebezpiecznej sytuacjl na obszarze wöd 
terytorialnych drugiej Umawiaj^cej sig Strony, to wladze tej drugiej 
Umawiajäcei si^ Strony udzrelä zaiodze, pasazerom, jak röwnie^ 
statkowi i jego ladunkowi w kazdym czasie pomocy i opieki w tym 
samym zakresie, w jakim bylaby udzielona statkowi pod wlasn^ 
bander^, jego zaiodze, pasazerom i ladunkowi. Przy ustataniu 
przyczyn wypadköw morskich^Umawiaj^ce si^ Strony stosowaö 
bfd^ zasady wyraione w rezolucji IMO A.637(16). 

2. Wlaäcrwe wladze jednej Umawiajäcej sl^ Strony, na teryto- 
rium ktörej statek drugiej Umawiajäcej si^ Strony doznal wypadku, 
wymienionego w ust^pie 1, powiadomi^ niezwiocznie o tym zda- 
rzeniu najblizszy urz^d kor>sulamy drugiej Umawiaj^cej si^ Stro- 
ny. 

3. Jezeli statek jednej z Umawiaj^cych si^ Stron ulegnie wypad- 
kowi lub znajdzie si^ w niebezpiecznej sytuacji na morzu, Uma- 
wiaj^ce si^ Strony odst^pi^ od pobierania oplat impodowych 
wl^cznie z podatkami konsumpcyjnymi, ktörym podlegaj^ 
ladunek. wyposa^enie, materiaty, zapasy i inne cz^äi wyposaze- 
nia statku, jezeli nie b^^ one uzywane, zuzyte lub wprowadzone 
do obrotu towarowego na terytorium danej Umawiaj^cej sif Stro- 
ny. 

4. O zaistnialej awarii rmlezy niezwiocznie poinformowaö 
wlaäciwy organ cekiy oraz omowic warunki tymczasowego maga- 
zynowania towaröw bez pobierania oplat wwozowych. 

Artykul 14 

Wspötjpraca techniczna 

Umawiaj^ce si^ Strony zach^cajft przedsi^blorstwa zeglugi 
morskie] oraz inne instytucje zwi^ane z transportem morskim 
swoich krajöw, aby rozwijaly wszelkie moziiwe formy wspolpracy, 
w szczegölnoäci w dziedzinach: klasyfikacja statköw, szkolnictwo 
morskie, gospodarka portowa, ochrona ärodowiska morskiego 
oraz ratownictwo morskie. 

Artykul 15 

Konsultacje 

1. W celu zapewnienia efektywnego zastosowania niniejszej 
Umowy moze byö zwolane spotkanie przedstawicieli wlaäciwych 
wladz Umawlaj^cych si^ Stron oraz wytypowanych przez Uma- 
wiaj^ce sif Strony bieglych. 

2. Spotkanie to odbywaö si^ b^zie, w razie potrzeby, na 
wniosek jednej z Umawiaj^ych sif Stron. Wniosek ten moze 
zawieraö wi^^cy termin tego spotkania. Spotkanie to odb^le 
si^ jednak naji^zniej w trzy miesi^ce po zlozeniu wniosku. 

Artykul 16 

Rozstrzyganie sporöw 

1 . Wszelkie spory odnosnie interpretacji i stosowania postano- 
wien niniejszej Umowy b^^ omawiane i rozwi^u^wane przez 
wlasciwe organy Umawiaj^cych si^ Stron. 

2. W przypadku, gdy nie zostanie osi^gni^te porozumienie, 
wszelkie spory b^d^ rozstrzygane na drodze d^lomatycznej. 


11 




Drucksache 13/4046 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Artikel 17 

Außerkrafttreten 
bisheriger Bestimmungen 

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens t/eten die folgenden 
Bestimmungen außer Kraft 

- das Abkommen zwischen der Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und der Regierung der Volksrepublik Polen 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Seeschiffahrt, 
Seehäfen und Seedienstleistungen vom 25. November 1971, 

- das Protokoll über den Seeschiffahrtsverkehr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Polnischen Volksrepu- 
blik, Anlage C zum Protokoll über die Ergebnisse der Verhand- 
lungen zwischen einer Delegation der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und einer Delegation der Polnischen 
Volksrepublik über den Handels- und Seeschiffahrtsverkehr 
vom 7. März 1963. 

Artikel 18 
Inkrafttreten 

und Geltungsdauer des Abkommens 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, 
der auf den Monat folgt, in dem die Vertragsparteien einander 
notifiziert haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraus- 
setzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zelt geschlos- 
sen. 

Artikel 19 
Kündigung 

Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei durch Notifi- 
kation an die andere Vertragspartei gekündigt werden. In diesem 
Fall tritt das Abkommen sechs Monate nach dem Tag außer Kraft, 
an dem die Notifikation der anderen Vertragspartei zugegangen 
ist. 


Geschehen zu Warschau am 20. März 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Artykuf 17 

Utrata obowi^zuj^cej mocy 
dotychczasowych postanowiert 

Z dniem wejscia w zycie niniejszej Umowy tracä moc: 

- Umowa mi^dzy Rz^dem Niemieckiej Republik! Demokratycz- 
nej a Rz^dem Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej o wspötpracy 
w dziedzinie zeglugi morskiej, portöw morskich oraz ustug 
morskich z dnia 25 listopada 1971 roku, 

- Protoköt 0 transporcie morsklm pomi^dzy Republik^ Federainä 
Niemiec i Polsk^ Rzeczäpospolit^ Ludow^, stanowl^cy za- 
täcznik C do Protokötu o wynikach rokowart mi^dzy Delegacjä 
Rzädu Republikl Federalnej Niemiec i Delegacj^ Rz^du Pol- 
skiej Rzeczypospolitej Ludowej w sprawie obrotu handlowego i 
transportu morskiego z dnia 7 marca 1963 roku. 

Artykuf 18 

Wejscle w ^cle 
i okres obowi^zywania Umowy 

1 . Niniejsza Umowa wejdzie w zycie w pierwszym dniu miesi^ca 
nast^puj^cego po miesl^cu, w ktörym Umawlaj^ce si^ Strony 
poinformujä sl^ wzajemnie w drodze wymiany not dyplomatycz- 
nych o sp^nleniu wewn^trznych wymogöw niezb^dnych dia jej 
wejscia w zycie. 

2. Niniejsza Umowa jest zawarta na czas nieokreslony. 

Artykuf 19 

Wypowiedzenie Umowy 

Niniejsza Umowa moze byd wypowiedziana przez kazd^ z 
Umawiaj^cych si^ Stron w drodze notyfikacjl skierowanej do dru- 
giej Umawiajäcej si^ Strony. W takim przypadku niniejsza Umowa 
utraci sw^ moc po uptywie szesciu mlesi^cy od dnia otrzymania 
takiej not^ikacji przez drug^ Umawlaj^c^ si^ Strony. 


Sporz^dzono w Warszawie, dnia 20 marca 1995 roku, w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w j^zykach niemieckim i polskim, przy 
czym obydwa teksty maj^ jednakow^ moc. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Z upowaznienia Rz^du Republik! Federalnej Niemiec 
J. Bauch 

Matthias Wissmann 

Für die Regierung der Republik Polen 
Z upowaznienia Rz^du Rzeczypospolitej Polskiej 
Liberadzki 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Republik Polen 
über die Seeschiffahrt Ist am 20. März 1995 in Warschau 
unterzeichnet worden. Es beruht auf dem Prinzip der 
Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung der Schiffe 
im gegenseitigen Seeverkehr und gewährt Inländergleich- 
behandlung für die Benutzung der Häfen. Es regelt die 
Behandlung von Schiffahrtsuntemehmen, Schiff, Kapitän, 
Besatzung, Fahrgästen und Gütern im jeweils anderen 
Vertragsstaat und enthält Bestimmungen über den Trans- 
fer von Frachteinnahmen. Desweiteren regelt es techni- 
sche Fragen des Seeverkehrs zwischen beiden Ländern. 
Im Rahmen von Konsultationen sollen die Durchführung 
des Abkommens überwacht und regelmäßig Fragen des 
zweiseitigen Seeverkehrs sowie allgemeine Fragen der 
internationalen Schiffahrt behandelt werden. 

Das Abkommen mit Polen wird impulsgebend für die künf- 
tige Zusammenarbeit im Ostseeraum sein. 

B. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Artikel 1 definiert die im Abkommen mehrfach verwandten 
Begriffe „Zuständige Seeschiffahrtsbehörde“, „Schiff einer 
Vertragspartei“, „Seeschiffahrtsunternehmen einer Ver- 
tragspartei“, „Besatzungsmitglied“ und “Hafen einer Ver- 
tragspartei“. 

Zu Artikel 2 

In Artikel 2 Abs. 1 vereinbaren die Vertragsparteien, die 
Entwicklung des Seeverkehrs zwischen Ihren Ländern zu 
fördern. Außerdem verpflichten sie sich, sich jeglicher 
Maßnahmen zu enthalten, die sich auf den internationalen 
Seeverkehr sowie auf die uneingeschränkte Beteiligung 
ihrer Schiffahrtsunternehmen am gegenseitigen Seehan- 
del nachteilig auswirken könnten. Dies gilt auch für den 
Seehandel zwischen Ihren Ländern und Drittländern. 

Absatz 2 räumt den Schiffen beider Seiten das Recht auf 
Teilnahme am gegenseitigen Seeverkehr und am Seever- 
kehr nach Drittstaaten (Cross-Trade) ein. 

Absatz 3 berechtigt Seeschiffahrtsunternehmen aus Dritt- 
ländern sowie Schiffe unter der Flagge eines Drittstaates, 
sich an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen 
Außenhandels der Vertragsparteien ausgetauschten Wa- 
ren zu beteiligen. 

Absatz 4 stellt klar, daß Schiffe, die von Seeschiffahrtsun- 
ternehmen der Vertragsparteien gechartert sind, dieselben 
Vergünstigungen erhalten, wie wenn sie die Flagge einer 
Vertragspartei führten. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 Abs. 1 stellt klar, daß das Abkommeri Rechte und 
Verpflichtungen aus anderen internationalen Übereinkünf- 


ten nicht berührt. Dies gilt insbesondere für Verpflichtun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mitglied- 
schaft In der Europäischen Union. 

Absatz 2 verdeutlicht die Entschlossenheit beider Ver- 
tragsparteien, die einschlägigen internationalen Überein- 
künfte über Schiffsicherheit, über die Lebens- und Arbeits- 
bedingungen der Seeleute, über den Transport gefähr- 
licher Güter und über den Meeresumweltschutz zu ratifi- 
zieren. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 verpflichtet die Vertragsparteien, im internationa- 
len Seeverkehr diskriminierende Handlungen jeder Art zu 
unterlassen, die die Seeschiffahrtsinteressen der anderen 
Vertragspartei benachteiligen oder die freie Auswahl der 
Seeschiffahrtsunternehmen entgegen dem Grundsatz des 
freien Wettbewerbs beeinträchtigen könnten. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 Abs. 1 räumt den Schiffen die Inländergleichbe- 
handlung in den Häfen und Hoheitsgewässern der jeweils 
anderen Vertragspartei ein. 

Absatz 2 dehnt das Prinzip der Gegenseitigkeit auf das 
Recht der Seeschiffahrtsunternehmen, im Hoheitsgebiet 
des Vertragspartners Agenturtätigkeiten auszuüben, aus. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 räumt das Recht zur freien Verwendung und zum 
freien Transfer der Im Gebiet der anderen Vertragspartei 
erzielten Frachteinnahmen ein. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 zählt die Ausnahmen auf, die vom Regelungsbe- 
reich des Abkommens ausgeschlossen sind. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 regelt, daß die Schiffe einer Vertragspartei sowie 
deren Besatzungsmitglieder und Fahrgäste während ihres 
Aufenthalts in dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei deren einschlägigen Gesetze und Bestimmungen 
einzuhalten haben. Dies gilt auch für die Ladung und für 
das Ein- und Auslaufen in Ihr oder aus ihrem Hoheitsgebiet 
sowie über den Betrieb und die Führung der Schiffe. Es 
wird ebenfalls verdeutlicht, daß Fahrgäste, Besatzungs- 
mitglieder und Versender von Gütern die im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei geltenden Gesetze und sonsti- 
gen Vorschriften über Einreise, Aufenthalt und Ausreise 
der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, Ausfuhr 
und Lagerung von Gütern einzuhalten haben. 

Absatz 2 bestimmt im Hinblick auf die Schiffssicherheit, 
wie z.B. Ausrüstung, Einrichtungen, Schiffssicherheitsmit- 
tel, Vermessung und Seetüchtigkeit, die Einhaltung der 
einschlägigen Vorschriften durch Schiffe einer Vertrags- 
partei Im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei. 
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Zu Artikel 9 

Artikel 9 beinhaltet die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
Verzögerungen bei den Liegezeiten und in der Abfertigung 
zu vermeiden, um so die Beförderung auf dem Seeweg zu 
erleichtern und zu fördern. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der Schiffs- 
papiere sowie des Schiffsmeßbriefes. 

Absatz 2 regelt die Befreiung von der Nachvermessung im 
Partnerstaat bei Vorliegen des amtlich ausgestellten 
Meßbriefes. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 Abs. 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Reisedokumente und gesteht den Seeleuten der Ver- 
tragsparteien, die im Besitz eines ordnungsgemäß ausge- 
stellten Reisedokurnentes sind, die in Artikel 12 aufgeführ- 
ten Rechte zu und definiert den Begriff Reisedokument. 

Absatz 2 regelt die gegenseitige Anerkennung von Reise- 
dokumenten nach Inkrafttreten des Abkommens. 

Absatz 3 regelt, daß für Besatzungsmitglieder aus Drittlän- 
dern als Reisedokument die von den zuständigen Behör- 
den der Drittländer ausgestellten Dokumente gelten. Sie 
müssen den jeweiligen innerstaatlichen Vorschriften der 
Vertragsparteien für die Anerkennung als Paß oder Paßer- 
satzpapier genügen. 

Absatz 4 verpflichtet die Vertragsparteien zur formlosen 
Rückübemahme von Personen, die mit einem von ihnen 
ausgestellten Ausweispapier im Sinne des Artikels 11 
Abs. 1 in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
eingereist sind. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 Abs. 1 und 2 regeln die Bedingungen im Hafen- 
staat für den Landgang, den Schiffswechsel und für die 
Heimreise der Besatzungsmitglieder. 

Absatz 3 bestimmt, daß die nach Absatz 2 erforderliche 
Aufenthaltsgenehmigung in möglichst kurzer Zeit zu ertei- 
len ist. 

Absatz 4 räumt erkrarrkten Besatzungsmitgliedern die 
Möglichkeit des Krankenhausaufenthaltes im Hafenstaat 
ein. 


Nach Absatz 5 behalten sich die Vertragsparteien das 
Recht vor, unenwünschten Personen die Einreise zu ver- 
wehren. 

Absatz 6 stellt klar, daß vorbehaltlich der Bestimmungen in 
den Absätzen 1 bis 5 die Regelungen des Ausländerrechts 
unberührt bleiben. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 verpflichtet die Vertragsparteien zur Hilfe, wenn 
Schiffe der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet 
in Seenot oder andere Gefahren geraten. Ferner enthält er 
Bestimmungen über die fiskalische Behandlung der in 
Notfällen ausgeladenen Güter. 

Zu Artikel 14 

In Artikel 14 werden die Reeder und die mit der Seeschiff- 
fahrt verbundenen Institutionen beider Länder durch die 
Vertragsparteien aufgefordert, alie möglichen fachlichen 
Beziehungen zu suchen und zu entwickeln. 

Zu Artikel 15 

Absatz 1 regelt die Bildung eines Gemischten Seeschiff- 
fahrtsausschusses. Absatz 2 regelt die Modalitäten für das 
Zusammentreffen des Gemischten Seeschiffahrtsaus- 
schusses. 

Zu Artikel 16 

Absatz 1 regelt die Beilegung von Streitigkeiten durch die 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien. 

Absatz 2 sieht bei Nichteinigung Beilegung auf diplomati- 
schem Wege vor. 

Zu Artikel 17 

Artikel 17 regelt das Außerkrafttreten bisheriger Bestim- 
mungen nach Inkrafttreten des Abkommens. 

Zu Artikel 18 

Absatz 1 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens, Absatz 2 
die Geltungsdauer des Abkommens. 

Zu Artikel 19 

Artikel 19 sieht die Möglichkeit der schriftlichen Kündigung 
und das darauf folgende Außerkrafttreten vor. 
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